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L̂ ^ erkrieg in Berlin.
Die Wahlen in Baden.

E»Aas Ergebnis der badischen Wahlen.
Karlsruhe. 6. Jan . Bei den gestrige» Wahlen

zur badischen Nationalversammlung wurden gewählt:
41 Mitglieder des Zentrums, 3S Sozialisten, 24 De¬
mokraten, 7 Deutsch-Nationale, kein Unabhängiger.

Der Bürgerkrieg in Berlin.
(WTB.) Berlin, 6. Ja ». Heute' vormittag fand

in der Reichskanzlei ein Kriegsrat der Bolksbeauftragten
statt unter Beteiligung der Mitglieder des Zentralrats
der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands. Die Re¬
gierung hat beschlossen, sofort mit allen ihr zu Gebote
stehenden Machtmitteln einzugreifen, um dem Treiben der
Spartakusleute ein Ende zu setzen. Zum Oberkomman-
dierenden der Regierungstruppen wurde der Bolksbeauf-
tragte Noske ernannt. Die regierungstreuen Truppe»
werben mit Lastautos von allen Seiten in das Innere
der Stadt befördert, wo sie in der Nähe der Reichs¬
kanzlei gesammelt werden. Im Innern der Stadt ist
den Passanten Weisung erteilt worden, so schnell wie
möglich die Straßen zu verlassen. Alle Fenster müssen
geschlossen bleiben. Die Regierung hat es abgelehnt, mit
den Spartakusleuten zu verhandeln. Die beiden Par¬
teien stehen sich in IM Meter Entfernung gegenüber.
Nach den, „Achtuhr-Abendblatt" dürfte es ZU neuen
blutigen, folgenschweren Zusammenstößen kommen.

Es liegt uns heute eine große Menge von Nach¬
richten aus Berlin vor. die wir wegen Platzmangels
u rd Behindenrng in der Benützung unserer Setzmaschinen
nicht wiedergeben können. Wir müssen uns deshalb
ruf eine gedrängte Zusammenstellung der Ereignisse de-
'chränken. Die heute noch andauernden Zustände lassen
darauf schließen, daß die unabhängigen Sozialisten und
die Spartakusleute am Sonntag und Montag einen vor¬
bereiteten Plan zur Ausführung bringen wollten, die
Regierung Ebert-Scheidemann stürzen, und wie Liebknecht
sagte, „zum Abscheu der ganzen Welt" machen. Alan
hatte zu diesem Zweck die Anhänger der Radikalen be¬
waffnet» die Spandauer Waffen- und Munitionsdepots
wurden gestürmt, und nun zog man vor das Reichs¬
kanzlerpalais und bedrohte die Bolksbeauftragten Eberl
und Scheidemann, die wiederum von einer großen Men¬
schenmasse beschützt wurden. Das Wolffsche Telegraphen¬
bureau wurde besetzt und ebenso der „Vorwärts". Den
nächsten Anlaß zum Ausbruch des Streits gab die Ab¬
setzung des PolizeipräsidentenEichhorn, der sich durch
die Tatsache der Annahme von Ünterstützungsgeldern
seitens der ru sischen Bolschewisten bloßgestellt hatte.
Eichhorn erklärte, er werde bleiben, solange er das Ver¬
trauen des Berliner Proletariats, mit anderen Worten,
des Berliner Straßenpöbels besitze. Die Volksbeauf-
iragten, deren Leben direkt von den Spartakusleuten
bedroht wird, haben sich nun vom Zentralrat der deut¬
schenA.- und S .-Räte die Vollmacht geben lassen, end¬
lich mit dem Texror, der auf die Regierung und die
öffentliche Meinung in Berlin in unerhörter Weise aus-
geübt wird, aufzuräumen. Es wurden regierungstreue
Truppen herangezogen, wogegen die Spartakusleute
ebenfalls Soldaten ihrer Farbe heranführen. Die Volks-
marincdivision hält selbstverständlich zu Liebknecht, Eich¬
horn und Rosa Luxemburg. Auch der Russe Radek
macht Propaganda sllr die radikale Umsturzöewegung.
Wie die Kämpfe, die nach den letzten Nachrichten immer
noch andaucrn und die mit Armecgewehren und Hand¬
granaten. sowie Maschinengewehren durchgesührt werden,
enden werden, das kann im gegenwärtigen Augenblick
nicht vorausgesagt werde». Die Reichsregierung stellt
sich nach den Aeußeruirgcn Scheidemanns und Eberts
auf den Standpunkt, daß mit den ..Spartakus¬
schweinereien endlich Schluß gemacht werden müsse, damit
wir Frieden und Brot bekommen. Die Radikalen,

sie Schcidemann wollen die Wahlen zur Nationaloer-
mmluna verkindern und die Revolution weiterfühcen

während die Regierung zwecks Sicherung der Ordnung
und Ruhe die Wahlen ordnungsmäßig durchzuführen
gewillt ist. Hoffen wir, daß es der Regierung jetzt
endlich gelingt, die Straßenpolitik auszuschalten.

Daß die Unabhängigenu. Spartakusleute im Volke
n̂icht die Anhängerschaft haben, die sie sich elnreden, das
können sie aus dem Ergebnis der Wahlen in Baden  er¬
sehen. Allerdings wird man sagen müssen, gerade das
„Musterländle" Baden bildete von jeher durch seine ge¬
mäßigte, liberale Politik, die die Klassengegensätze nicht
in dem Grade hervortreten ließ, wie sie in Norddeutsch-
land bewußt konstruiert wurden, für radikale Strömungen
keinen günstigen Nährboden, und daran mögen sich die¬
jenigen ein Beispiel nehmen, die schon wieder Bürger
1. und 2. Grades einführen möchten. Darüber dürfen
wir uns keiner Illussion hingeben, in den Staaten des
Klassenwahlrechts. Preußen und Sachsen, werden die
Wahlen für die bürgerlichen Parteien nicht so gut aus-
fallen, abgesehen vielleicht vom Zentrum, das seine Wähler
aus religiösen Gründen zu halten wußte, und das auch
im Kriege in richtiger Erkenntnis der Bolkspsyche eine
volkstümliche Politik eingehalten hat. Aber das wird
man ruhig behaupten können, eine sozialistische Mehrheit
werden wir für die Nationalversammlung nicht zu fürchten
haben. Das Stimmenverhältnis in Baden ist folgendes:
Zentrum 369058 (1912: 129104), Sozialdemokraten
316181 (117154), Nationalliberale und Fortschritt zu¬
sammen 227110 (138979), die Konservativen 70081
(29141) und unabhängige Sozialdemokratie 14550
(1912 noch nicht getrennt). Also die unabhängigen So¬
zialisten haben in Baden eine ausgesprochene Ablehnung
ihrer Anschauung zu verzeichnen. Den Gewinn an den
Wahlen haben die Parteien der Mehrheitssozialisten und
des Zentrums, wo die Organisation straff und wohl
durchgebildet ist. Hier werden eben besonders auch die
Frauen einen starken Anteil genommen haben. Die libe¬
ralen Parteien haben eigentlich nicht viel von dem Frauen¬
wahlrechtprofitiert, weil sie eine gute politische BildurHfürdie
Aufnahme ihrer Ideen beanspruchen, während die aridem
Parteien mehr mit Schlagwörtern wie Religion, bessere
Löhne usw. arbeiten können. Und da die Frauen dies¬
mal den Ausschlag geben, so sind solche Schlagwörter
ja nach dem Stand der Frau maßgebend. Immer¬
hin aber ist eine überragende Mehrheit der bürgerlichen
Parteien vorhanden. Die ausschlaggebende Stellung in
der badischen Landesversammlung wird die demokratische
Partei haben, da weder die Linke noch die Rechte ohne
sie eine Mehrheit zu bilden vermag. Entsprechend den
Traditionen der parlamentarischen Entwicklung in Baden
durfte aber die Regierung wohl aus Demokraten und
Mehrheitssozialisten gebildet werden, obwohl in vielen
Fragen ein Zusammengehen der Linken mit dem Zen¬
trum möglich sein wird. O. 8.

3« MjskHWMr- «ud MLenchM.
Der angelsächsisch-romanische Bund

macht den Präliminarfrieden.
Genf, 7. Iun . Am 14. Januar findet in Paris

die Konferenz der vier verbündeten Großmächte statt, in
welcher die Grundlagen für den Präliminarfrieden fest¬
gesetzt werden.

Immer wieder Worte statt Brot.
Paris . 3. Jan . (Reuter.) Der Vorsitzende der

amerikanischen LebensmittelkommissionHoover gab einen
Bericht über die Ernährungslage Europas, in dem er
sagte: Die Bevölkerung Deutschlands hat sicher genug
Vorräte, um noch eine Zeit lang auszubalten, abgesehen
von der Versorgung mit Fett, das ohne Zweifel sehr
knapp ist, wodurch die Entstehung von Krankheiten und
viel sozialer Unzufriedenheit gefördert wird. Die Fest¬
setzung der Bedingungen über Maßnahmen, die notwendig
sind, um den befreiten Gebieten zu helfen, muß indessen
unsere erste Sorge sein. Sie umfaßt insgesamt Länder
mit etwa 125 Millionen Menschen. Durch die Besetzung

des Feindes und die Verwüstungen ist die Produktton
dieser Länder sehr stark gesunken, und die Lebensmittel-
vorräle, die sie von der letzten Ernte übrig behalten haben.

!werden bald erschöpft sein. Damit in der Lebensmittel¬
lieferung während der Zeit der Untersuchung und der
Schaffung der Organisation keine Verzögerung entsteht,
haben wir durch gemeinsames Zusammenwirken des
Kriegsamtes und der Lebenmitteloerwaltung bis heute
etwa 150 0W Tonnen Nahrungsmittel nach verschiedenen
europäischen Häfen gesandt. Daneben geben wir bisher
monatlich 150000 Tonnen»ach Belgien und Nordftank-
reich. Die Ernährung Europas während der nächsten
6 Monate bildet ein großes ökonomisches Problem. Sie
ist auch von allergrößter politischer Bedeutung, wenn wir
Anarchie verhindern wollen. Das finanzielle Problem
zerfällt in drei Kategorien: 1. An Deutschland und
einige Alliierte und Neutrale können wir die benötigten
Nahrungsmittel in der Form eines richtigen Handels¬
geschäftes gegen angemessene Bezahlung in annehmbare»
Wetten verkaufen. 2. Die befreiten Gebiete und einige

iAlliierte, denen Amerika nach den gegenwärtigen gesetz¬
lichen Bestimmungen zeitweilige Anleihen geben kann,
j3. Die Völker, die die Unterstützung Amerikas in erheb¬
lichem Maße benötigen, denen diese Unterstützung über¬
aus den gegenwärtig verfügbaren Fonds nicht gewährt
werden kann. Es erscheint den Alliierten und der ame¬
rikanischen Regierung nur gerecht, daß, da ein großer
Teil der Schwierigkeiten der befreiten Lander durch die
rücksichtslosen Handlungen der deutschen Armeen(1) ver¬
ursacht ist, die Deutschen veranlaßt werden sollten, Schiffe
für den Nahrungsmitteltransportnach diesen Gebieten zu
stellen. Es wird zweifellos eine Vorbedingung für die
Gewährung von Lebensmittelsendungen an Deutschland
sein, daß deutsche Schiffe für die Versorgung aller be¬
freiten Länder benutzt werden.

Alls den Verhandlung«« der WaffenstiLftandskomMissio«.

(MTV .) Berlin , 8. Jan . Die Deutsche Wasfenstillstands-
kommissron gibt bekannt, daß die Engländer nunmehr ver¬
sprachen, aus England  800 schwerverwundete Deutsche
über Rotterdam und 490 ebenfalls schwerverwundetekriegs.
gefangene Deutsche auf dem Wege über die Front nach Köln
zurückzubefördern. Außerdem wollen die Amerikaner die in
ihren Linien zurückgebliebenenSanitätspersonrn über Kob¬
lenz nach Deutschland  zurückschicken. Die Kommission
hat die Alliierten dringend gebeten, diesem Beispiel bald¬
möglichst allgemein zu folgen.

Die D. W. K. gibt bekannt, daß in der letzten Sitzung über
die elsaß-lothringische« Angelegenheiten eine Entscheidung
des Marschalls Fach mitgeteilt wurde, nach der den Fami¬
lien der deutschen Beamten  in Elsaß-Lothringen kei¬
nerlei Befehl erteilt worden ist, Elsaß-Lothringen vor dem
15. 12. zu vxrlassen. Nack Wiederherstellung des normalen
Verkehrs kann der Transport des Mobilars der Beamten be¬
werkstelligt werden. Ferner wurde bestimmt, daß kein F-r-
brikerzeugnis von Elsaß-Lothringen oder den besetzten deut¬
schen Gebieten nach dem unbesetzten deutschen Gebiet heraus»
gehen darf ohne Erlaubnis der zu diesem Zwecke in Straß-
burg und Köln eingerichteten Sonderausschüssen.

Die D. W. K. gibt bekannt, daß das Oberkommando der
Alliierten mitgeteilt habe, die polnische  Regierung führ«
Klage darüber, daß die deutschen Militärbehörden in Li¬
tauen udn Polen  angeblich die Organisation der lokalen
Verteidigung gegen die Bolschewisten verhinderten. General
o. Winterfeldt erklärte, es könne der deutschen Obersten
Heeresleitung nur willkommen sein, wenn die Polen sich
gegen den Bolschewismus wendeten. — Dem deutscherseits
geäußerten Wunsch, freien Verkehr für Arzneimittel  zu!
gewähren und Kohlensendungen  für das Berzelius-
Bergwerk zuzulassen, ist Folge gegeben worden. — Franzö»
stscherseits wurde vor dem Verkauf der in den Schlössern und
Potsdam befindlichen Kunstwerke gewarnt.

Die D. W. K. teilt mit : Im Zusammenhang mit den ge¬
währten Erleichterungen im Verkehr zwischen dem links«
und rechtsrheinischen Gebiet zur Vornahme der Wahle« für
die deutsche Nationalversammlung  wurde bekannt
gegeben, daß in betreff der bayerisch « « Landtagswahl ««»
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Mit Peitschen i« Peftn gegen -ir PolnijchtnU«H« Hriffk.
PVTB ) B«Ai«, S. Jan . Der deutsche Bottsrat Weft-

pose» hat an die deutsch« Waffensttklstsndskommtsstonfol--
tzende Bitte  gerichtet: SSO 900 Deutsche bitten die Waffen-
stillstandskommissksn, mit allem Nachdruck darauf hinzuwic-
ken. daß bis zur Entscheidung der Friedenskonferenz die
Kreuzen des Deutschen Reiches von, 1. August 1814 respektiert
und aufrecht erhalt« » bletb«» und daß unter leinen Umstün¬
de» eine» Besetzung der Ostprovinzen durch polnische oder
Enieutetruppe« zugestimmt wird. Dafür, daß der Friede im
Oste« nicht geMrt wird, kann d« deutsche Volksrat siir di«
deutschen garantieren. Alle gegenteiligen Bielkuugen sind
«rftmLen. Es kann auch kein« Red« sein von irgend welcher
Hetz- oder Unterdrückungopolitik in der Provinz Posen.
Dt« neue Regiavmg verwirft sie im Prinzip und di« im
heutigen Lotts« t zusammengeschlossenenDeutsche» sind
dbenso ehrlich gewillt, beiden Rationalitäten gerecht Lu wer-
den. d. h. auch den Polen reelles nationales Eigenleben zu-
ßukillige«. Aber eben deshalb fordert er auch ebenso ener¬
gisch die Anerkennung der deutschen Rechte und erklärt, daß
Nutz« und Ordnung ohne jede fremde Beihilfe gewahrt blei-
br« würde.

Ltixem- urg stellt fich unter de« Schutz der Entente.
Amsterdam, 7. Jan. Reuter meldet aus Luxem¬

burg: Unter dem Borsitz der Grotzherzogin wurde ein
Staatsrat abgehalteu, der beschloß, an die Entente¬
mächte und die Bereinigten Staaten eine Erklärung zu
schicken, worin die luxemburgische Regierung die zwischen
vem Großherzogtum und Deutschland bestehenden Ver¬
träge Liber die Zugehörigkeit Luxemburgs zum deutschen
Zollverein und über die luxemburgische Prinz Heinrich-
Bahn für nichtig erklärt. Die lurernburgische Regierung
wünscht entsprechend dem einheiüichen Wunsch der Be¬
völkerung Verhandlungen aufzunehmen, um eine An¬
näherung in wirtschaftlicher Beziehung zwischen den En¬
tentestaaten und Luxemburg zu erzielen. Am Schlüsse
d« Erklärung wird oer Schutz der Unabhängigkeit und
der Rechte oer Bevölkerung Luxemburgs gegenüber
Deutschland unter den Schutz der assoziierten Regierungen
gestellt.
England als Borkämpfer für die Freiheit der Völker.

(WTB.) London, 4. Januar. Der Sinnfekuer-
abgeordnete für die Grafschaft Waterford Tahal Burgeß
wurde gestern in Thurleß(Grafschaft Tipperary) verhaftet,
lieber den Grund ist nichts bekannt. Richard Eotter,
der nach dem Sinnfeiner-Aufftand gefangen und inter¬
niert gewesen war, ist ebenfalls wieder verhaftet worden.
Japan zieht seine Truppen aus Sibirien zurück.

(WTB.) London» 4. Jan . „Daily Expreß" meldet
unter dem 27. Dezember aus Tokio: Das Kriegsmini-
stertum gibt die Zurückziehung von 34 000 Mann japa¬
nischer Truppen aus Sibirien bekannt und erklärt, daß
Japan beabsichtige, seine in Sibirien stehenden Truppen
auf das geringstmöglicheMaß zu beschränken.

Ans dem Laude der „Freiheit".
Basel, 6. Jan . Eine Meldung der Zentral News

aus Washington vom 30. Dezember in der Westminster
Gazette vom SO. Dezember besagt laut Frankfurter Zei¬
tung, das Lustizdepartement der Vereinigten Staaten
werde die Deportation von mehr als 3600 Deutschen
und Oesterreichem verfügen, die gegenwärtig in den Ver¬
einigten Staaten interniert sind. Zu diesem Zweck werde
eine besondere Gesetzgebung nötig sein.

DwrG de«, «»» « if pl«8M « erpEenG» e«.
Herr R « tzek hat uns gestern de» tzriwerlichen Er»« der
rassischen Svwjetrerteruiig nberbracht, Unsere Entwert kann
«Urin die sein: Gemeinsamer Kamps de« deutschen ünd des
«Mischen Proletanis im Wafsenrock regen den gemeinsamen
Entent«feind.

Graf Hertiing -st.
München, 6. Za». Der ehemalige bayerische Mi

msterpräsident und vorletzte Reichskanzler de» Deutschen
Reiches unter Kaiserlicher Regierung. Gras van Heriiing,
ist am Samstag Abend gegen 10 Uhr nach sechstäaigem
Krankenlager im Alter von 75 Jahren aus seinem Land¬
sitz in Ruhpolding in Obembayem gestorben.

Ein abzewiefenrr Ansfrager.
(WTB.) Amsterdam, 5. Jan. Die Niederländische

Telegrafenagentur erfühlt ans Amerongen: Gestern abend
entstand tm Dorfe Amerongen eint beträchtliche Aufregung
durch die Ankunft von drei Automobilen, angeblich ame¬
rikanischen Heeresautomodilen, die vor Schloß Amerongen
hieben. Wie berichtet rvird, soll der eine der Insassen,
«in amerikanischer Journalist, ein Interview mit dem
Kaiser nachgesucht haben, hatte aber keinen Erfolg. Nach
einiger Zeit fuhren die Wagen wieder ab.

Die verhetz««) gegen alle» Brutsche in der Westjchweiz.
(WTB .) Bern, A. Jan . G^ evuber den fortwährenden

Behauptungen der weljchr» Presse, Wist Bit l o w sei i» die
srgeaannte Züricher Bombenaffiire verwickelt, erklärt der
Rechtsbeiftomd des Fürsten in der „Eaz. de Lausanne", daß
Fürst Biilo « in Luzern, wo er sich lediglich aus Gesundheits¬
rücksichtenseiner Frau aufhalte, sich jeder politischen Tätig¬
keit enthalte» und niemals an irgend einer anarchistischen
Bewegung teilgeiionrmen habe. Die „Gaz. de Lausanne" hält
ihren Vorwurf gegen Fürst Bülow aufrecht und verlangt
das Erscheinen des Fürsten bei der demnächst staitfindende»
Gerichtsverhandlung.

Roosevelt-st.
(WTB.) Rew-Nsrk, 6. Jan . Der frühere Prä¬

sident Roosevelt ist infolge einer rheumatischen Erkrankung
am Samstag früh gestorben.

Vermischte Nachrichten.
Ende des Berliner Kellnerstreiks.

Berlin»6. Jan . Nach mehrtägigen Kämpfen haben
gestern, wie die Frankfurter Zeitung berichtet, die Gast¬
wirte und ihre Angestellten vor dem Einigupgsamt des
Berliner Gewerbegerichts einen Frieden geschlossen, wobei
beide Parteien von ihren Forderungen einiges Nachlassen
mußten. Vor allem wurde das Trmlrgeldsystem end-
gtltig abgeschafft und dafür die feste Besoldung der Kellner
eingeführt. Als Mindestbezüge wurden festgesetzt: Kellner
unter 20 Jahren 80 Mk., über 20 Jahren 100 Mk. in
der Woche. Der Kost- und Logierzwang für das Dienst¬
personal ist abgeschafft. Gegebenenfalls werden für Woh¬
nung und Esten 40 Prozent der Löhnung abgezogen.
Die Arbeitgeber sind verpflichtet, das Publikum durch
Plakate auf die Abschaffung des Trinkgeldsystems auf¬
merksam zu machen. Die Betriebe werden hellte wieder
geöffnet.

Die rsle Rosa.
(WTB.) Be-lin, 1. Jan . In der gestrigen Nachmittags-

sttzung des Spartakusbundes sprach Rosa Luxemburg über
das politische Aktionsprogrammdes Bundes. Sie führte u.
a . aus : Mir müssen uns auf eine Periode sehr starker Zu¬
sammenstöße gefaßt machen. Als erste Richtlinie ergibt sich
der Sturz der Negierung Ebert - Scheidcmcmn und die Er¬
setzung derselben durch eine proletarische Regierung. Wir
müssen die Regierung unterminieren durch einen revolutio¬
nären Massenkampf des Proletariats auf Schritt und Tritt.

Kjekkirpcht  fordert die Jnternationslisierung de- Piirger-

Aus Stadt und Land.
Calw » den 7. Januar 1919,

' s Vom Rathaus

I » der Esmeilrdrrat»sttzuug vom Samstag teilte der Vor¬
sitzende, Stadtschultheiß Gähner,  mit , daß die Weihnachts¬
gaben für die Calwer Assmsrschierten diesmal 1150 be¬
tragen haben. — In den nächsten Tsgec soll mit den Rot¬
standsarbeiten begonnen werden, di- für die Beschäftigung
der Erwerbslosen vorgesehen werden. Der Vorsitzende machte
darauf aufmerksam, daß auch die Zahl der Erwerbslosen
weibl . Geschlechts zunehme. Demgegenüber wurde aus der
Mitte des Kollegiums bemerkt, daß offene Stellen für die
Hauswirtschaft immer noch vorhanden seien, obwohl hier in
der letzten Zeit eine bemerkenswerte Besserung eingetreten
ist. Die Einwohnerschaft soll deshalb ersucht werden, sich zu
melden, falls sie vorübergehende oder dauernde Beschäfti¬
gung faßlicher Art für weibliche Arbeiter hat. — Auf Grund
eines früheren Beschlusses des Gemeinderat» wurde die
Gtadtpflegebuchhaltersterleim „Staatsanzeiger " ausgeschrie¬
ben. Es haben sich neun Bewerber gemeldet, darunter ein
ungeprüfter. Gewählt wurde Verwaltungspraktikant Karl
S ch'l a i ch von hier, der schon 1914/IS auf dieser Stelle ver¬
tretungsweise beschäftigt war. Di» Anstellung erfolgt auf
IS. Januar.

ft̂ Lge der wiirtt. Eifenbahnveewaltung für dir Industrie.
D 'e Württ. Sisrnbahnverwaltung hat im Laufe des Krie¬

ges mit Bestellungen neuer Lokomotiven und Wage« nicht
zurHckgehalten. Sie ist vielmehr mit Rücksicht auf den durch
den Krieg veranlagten starken Verschleiß der Fahrzeuge weit
über das sonst übliche Maß der Neubeschasfungen htnaus-
gcgangen. So würden für das Jahr 1S1? nicht weniger als
ö:> Lokomotive,r und 809 Wagen mit einem Aufwand von
21 Millionen bestellt. Bei den Aufträgen für ISIS wur¬
den, und zwar schon vor dem militärischen und politischen
Zusammenbruch auch die Schaffung von Arbeitsgelegenheit
für die einheimische Industrie in möglichst weitgehendem
Maße berücksichtigt. Es sollen im nsnen Jahr 89 Lokomoti¬
ven mit einigen Tendern und 1970 Wagen mit einem Ge¬
samtaufwand von 31 Millionen -tt Neu beschafft werden.
Mehr als die Hälfte hievon ist bereits vergeben. Unter de»
bestellten Lokomotiven befinden sich namentlich besonder»
kräftige Guterzugmaschinen, die sich auch für den SchieÜedisnst
eignen. Eine Gegenüberstellungdieser Aufträge mit de» aus
Preußen bekannten ergibt, daß Württemberg hinter Preu¬
ßen lcineswegs zurückbleibt. Die neuen Lieferungen sind
ausschließlich an württembergischs Firmen übertragen wor¬
den, und zwar hat die Eeneraldirektion der Staatseisen¬
bahnen im engsten Zusammenarbeiten mit der für die Um¬
stellung der Kriegsindustrie auf Friedensarbeit maßgebenden
WirtschaststechnischenAbteilung des Arbeitsministeriums
darauf Bedacht genommen, daß Werke, die nach ihren Ein¬
richtungen nicht für die Herstellung ganzer Fahrzeuge in
Betracht kommen können, zur Anfertigung von Teilen heran-
gezogen werden. Für diese Fabriken ist weitere Arbeits¬
gelegenheit dadurch geschaffen Morden, daß Ersatzteile upd

*p««IH« ch Pie sicher Pi«« - «« Go; « echMEW»
gestellt wurden, kn grHem HlmMng« dorthin »ergeben werde« .
Industrielle , die glaube», sich a» selchen Lieferungen bet«tl->
igen ju können, sind »sin Arbeitsministerium aufgeserdert;
morden, sich an di« erwähnte wirtschaftstechntfch« Abteilung
zu « enden.

Die Kandid«ten der sozialdemokratischen Partei
irr unserem Bezirk.

Bon der sozialdemokr. Partei wurde als Bewerber
für die Landesoerscmmilung in unserm Bezirk La-sero,al¬
ter Robert Störe (Calw ) ausgestellt. Auch die seit¬
herigen Kandidaten siir den Reichstag, Ott » Wasner,
und den Landtag Georg Reichel,  stehen auf dem 150
Namen enthaltende» sozialdemokratischenWahlvorschkag.
— Die Wahlvorfchläge sämtlicher Parteien werden im
amtlichen Teil »nserer Zeitung veröffentlicht werden.

Die Aufgabe und Stellung der evangelische»
Ktrche iu der Gegenwart.

* 3m Bereinshaus fand am Freitag für Frauen
und am Samstag fiir Männer eine Bersainmlung statt,
in der die beiden Geistlichen der hiesigen Kirchenge¬
meinde, Dekan Zeller und Stadtpfarrrr Schmidt, den
Gemrindegliedern Aufklärung darüber gaben, welche Auf¬
gaben der evangelischen Kirche aus der künftigen Neu¬
ordnung des Staates erwachsen und weiche Steilung
sie den neuen BerlMnisse» gegenüber einzunehmen habe.
Der erste Redner, Dekair Zeller, gab «inen hochinter¬
essanten kirchengeschichtlichen Rückblick im allgemeinen,
wobei er besonders das Verhältnis von Kirche und
Staat kennzeichnete, um dann im besonderen die Ent¬
wicklung der Beziehungen zwischen Staat und Kirche
in Württemberg zu behandeln. Er ging davon ans,
daß die Republik wohl die Staatsfoun der Zukunft
bleiben werde, und daß im Hinblick auf die demokra¬
tischen Grundsätze dieser Staatsform jeder Bürger mehr
als seither am rechtlichen, politischen, sozialen und auch
kirchlichen Leben aktiv teilzuiiehmen haben werde. Mil
der Reformation sei erst io recht der Grundsatz der selb¬
ständigen Persönlichkeit ver Kirche zum Ausdruck ge¬
bracht worden. Wer der Staat habe auch nach der
Reformation noch eine rücksichtslose Gewalt über die
Kirche ausgeiibt, und erst allmählich habe diese eine ge¬
wisse Freiheit und Selbständigkeit erhalten. In Würt¬
temberg geschah dies von 1887 an durch das kirchliche
Gemeinderatsaesetz, durch das die Kirche in die Lage
kam, einen Teil ihrer Angelegenheiten selbst zu regeln.
Die Uebemahme der Schule und der standesamtlichen
Arbeiten(Geburt, Eheschließung, Todesfälle) durch den
Staat ljabe weiterhin die Kirche entlastet. Die Befürch¬
tungen, daß durch die Einführung der Zivilehe die kirch-
liehen Trammgen abnehmen würden, lMen sich glück¬
licherweise nicht erfüllt. Aber die Erweiterung des kirch¬
lichen Arbeitsfeldes sei immer noch vom Staat abhängig.
Neue Pfarreien müßten von der Ständekammer geneh¬
migt werden, und es sei heute so. daß einzelne Pfar¬
reien so groß geworden seien, daß sie von den dafür
verfügbaren Geistlichen nicht recht versehen werden könn¬
ten. Was nun die verlangte Trennung von Staat und
Kirche anbelange, so sei sie eigentlich schon erfolgt, denn
der König habe mit seiner Abdankung auch das Amt
als Landesbischof niedergelegt. Die in dem vom König
selbst angeregten Reverfalgesetz, das im Falle einer dy¬
nastischen Veränderung in Kraft treten sollte, vorge¬
sehene Kirchenreaierung sei ordnungsmäßig noch vor der
Revolution ins Leben getreten, und regle jetzt die dlnge-
legenhciten der ev. Landeskirche. Die klare Abgrenzung
des Arbeitsgebiets und die finanzielle Selbständigkeit
der Kirche werde auch von kirchensreundliäM Seite ge¬
wünscht, damit die Kirche ihre inneren Grundsätze mehr
zum Ausdruck bringen könne: man hoffe, wenn der
staatliche Zwang wegfalle, werde viel von dem Miß¬
trauen verschwinden, das bisher in gewissen Schichten
gegenüber der Kirche geherrscht habe. Der Redner cha¬
rakterisierte sodann die Stellung der Kirche in den Län¬
dern, in denen die Kirche vom Staat getrennt ist. Die
Trennung habe in Frankreich der kirchlichen Arbeit sehr
geschadet: die Zahl der Theologen lMe sehr abgenom¬
men, weil sie keine sichere Existenz mehr hätten. Ans
politischen Gründen aber unterstütze Frankreich die
Kirche und die kirchliche Schule im Orient sehr nach¬
haltig. In Amerika stehen nur 25 Prozent der Bevöl¬
kerung in direkter Beziehung mit der Kirche. Bei uns
in Württemberg sei der innere Ausbau ganz im Sinne
der selbständigen Vertretung der Kirche erfolgt. Aber
die Gerneindegenossen hätten von ihren Rechten sehr
wenig Gebrauch gemacht. Beispielsweise hätten an der
Kirchcngeineinderalsivahl 1913 in Calw von 983 Wahl¬
berechtigten das erstemal 103, das zweitemal 107, das
drittemal 110 abgestimmt. Was die Forderung der
Pfarrerswahl anbelange, so könnten dabet auch manch¬
mal Schädigungen der Allgemeinheit unterlaufen, sofern
örtliche Interessen bei der Wahl mitsprechen. Schon bis¬
her habe die Gemeinde, wie wohl wenig bekannt sei,
das Recht gehabt, einen ihr zuaedachten Geistlichen ab-
zulehncn. In den künftigen Bezirks- und Landessynodcn
werde die Mitwirkung der Kircl-cnmitglieder direkter er¬
folgen. Auch den Frauen werde wohl das aktive und
passive Wahlrecht verlielM werden, was kein Unrecht
sei, denn die bisheriger! Ergebnisse der Mitwirkung der



Fra« m der Armeupfiege seien durchaus gut gkweseu.
Voraussetzung bet der Trennung imisse allerdings die
Ausscheidung des Kirche«gutes sein, damit die Kirche
entweder ein genügendes Kapital oder eine entsprechende
RenteM Lrfüüung der ihr obliegenden Arbeit habe.Nachdem
-er Redner die Haltung der Parteien zu der Frage ge¬
kennzeichnet hatte, gab er dein Wunsche Ausdruck, die
Pfarrgenossen, die der sozialdemokratischen Partei ange-
hören, möchte» bei ihrer Partei dafür emtreten,
baß der Kirche der öffentlich-rechtliche Charakter
belassen werde wie der bürgerliche Gemeinde, damit
sie ihren Charakter als Gnadenanstalt, als Wahr-
Heils- und Gewiffensmacht, als Menschheits- und Kul¬
turmacht beibehalten könne. In diesem Sinne solle sie
«uch ihre Bedeutung als Volksküche aufrechterhalten.

Ueber das künftig« Verhältnis von Kirche und
Schule sprach Stadtpsarrer Schmidt.  Er erinnerte
daran, daß der Staat eigentlich jetzt schon fiir die Schule
sorge. Die Lehrerbildungsanstaltenseien staatlich uud
auch die geistliche Orts- und Bezirksschulaufsicht sei größ¬
tenteils aufgeqeben. Die Konfessionsschulesei auch nur
„och in der Volksschule. Jetzt sei aber sowohl im Volk
wie ln Lehreckreisen eine starke Strömung fiir die Si-
multan-(Einhetts-)Schule. die alle Konfessionen umfasse.
Die Sozialdemokratie wünsche nun. daß Religion in die¬
ser Schule nicht gegeben werde, sondern außerhalb der¬
selben als privater Unterricht, eine andere angestrebte Lö¬
sung sei die. daß der Religionsunterricht auch weiterhin
als Lehrfach in der Schule erteilt werde. Die Geistlich¬
keit sei für letztere Lösung, und sie würde da auch durch
viele Lehrer unterstützt, die die Anschauung vertreten, daß
sie gerade durch Erteilung des Religionsunterrichts an,
besten die Seele des Kindes kennen lernen. Die Geist¬
lichkeit in ihrem jetzigen Umfang könne auch den Reli¬
gionsunterricht nicht allein übernehmen; sie müsse sich da
auf die Mitwirkung der Lehrer stützen könne,,, selbstver¬
ständlich ohne Gewissenszwang ausüben zu wollen. Auch
lm Interesse des Staates liege die religiöse Erziehung
der Jugend, denn diejenige Sittlichkeit sei immer die be¬
ständigste. die einer tiefen Frömmigkeit entspringe. Und
heute, wo unser sittlicher Lebet, so erschüttert sei, könne
religiöse ernste Arbeit, die wieder zur Gewissenhaftigkeit
führe, das staatliche Leben erneuern. Den Religionsunter¬
richt sollen alle Schüler besuchen müssen, wenn die Eltern
»licht direkt die Erlaubnis dazu verweigern, wie das
schon seit 1907 eingeführt war. — In der nachfolgenden
sehr angeregten Erörterung bemerkte Lehrer Beck, die
Kirche solle nicht so sehr auf der Herausgabe des Kir-
chenguts bestehe«, und damit gewisse,„laßen ihre innere
Kraft diskreditieren. Auch Hauptlehrer Aichele  und
Fabrikant Blank  unterstützten diese Gedankengänge.
Ersterer meinte, gerade der ehrliche Anhänger der Kirche
dürfe sich nicht der Tatsache verschließen: daß in den
letzten Jahren der Besuch des Gottesdienstes nachgelassen
habe. Man müsse alle Volkskreise der Kirche zu er¬
halten suchen. Die Kirche dürfe sich nicht zu sehr auf
den pietistischen Standpunkt stellen, sondern auch die An¬
schauungen der Anhänger der linksstehenden Parteien be¬
rücksichtige», damit wir auch eine wahre Volksküche
hätten. Er verspreche sich von Besprechuugsabenden für
Gemeindeqenossenund Geistlichen sehr viel, wobei kul¬
turelle Erztehungsfragen besprochen werden könnten.
Besonders im Sinne des sozialen Ausgleichs müsse die
Kirche tätig sein, die gesellschaftlichenGegensätze zu Über¬
drücken suchen. Auch GR. 2 abu erblickte die Aufgabe
der Kirche darin, weite Bolkskreise zum religiösen Leben
heranzuziehen. Dekan Selter  nahm die verschiedenen
Anregungen mit Dank entgegen.

Di « Wahlordnung zur Landes - und Nationalversammlung.
Für die bevorstehenden Lanl -es- und Nationalversamm-

*ungswahle « ist ein« neue Wahlordnung vorgesehen, die auf
dem Verhältniswahlsystem beruht . Bei diesem Wahlsystem

werdsft große SaM «Seile pl kitcheiüN M « n« kAefaN.
deren jede eine größere Zahl von Abgeordneten ft Mt , wobei
sich die Parteien in die zu »rr - etenden Sitze nach der Höhe
der für sie adgegedenen Stimmen teilen . Sind beispielsweise
in eine », Gebiete zehn Abgeordnete zu wählen , so hat eine
Partei , di« 50 Prozent der abgegebenen Stimmen auf sich
vereinigt hat , Anspruch aus 5, eine Partei mit LS Prozent
Stimmen Anspruch auf 2 Mandate , eine mit 1» Prozent
Stimmen auf l Mandat usw. Bei Feststellung des Wahl¬
ergebnisse« wird im einzelnen folgend« Rechnung a »gestellt '.
Er werden die Stimmzahlen der Parteien durch 2, 3. 4
»sw. geteilt und die für den Wahlkreis zu wählenden Ab¬
geordneten in der Reihenfolge der Höchftzahlen ans die sich
bewerbenden Parteien verteilt . Ein Beispiel mag dies klar
machen. In einem Wahlkreis , wobei unter Wahlkreis im
Geg«nsatzr zu früher immer das die gröbere Einheit dar¬
stellende Randgebiet , also bei uns Württemberg , zu »er
stehen ist, seien ö Abgeordnete zu wählen . (Der Einfachheit
halber ist die Zahl so niedrig angenommen .) Es sind drei
Parteien : Sozialdemokraten , Deutsche Demkratische Partei
und Bürgerpartei , mit Listen, worüber gleich zu reden sein
wird , in den Wahlkampf eingetreten . Davon erzielte die
List« der Bärgerpartei 48 000, diejenige der Demokraten
60 000 und die der Sozialdemokraten 93 000 Stimmen . Dann
führt die «ngedeutete Wahlberechnung zu folgendem Er¬
gebnis : Bürgerpartei Demokraten Sozialdemskr.

Stimmen 48 00V 00 000 9.8 000
dividiert durch 2 24 000 20 000 46 500
dividiert durch8 16 000 20 000 31 000

Daraus ergibt sich folgender Bild : Di« höchsten fünf Zahle»
(soviel wie Mandate ) , entfallen mit 93 000 aus die Sozial¬
demokraten , mit 60 000 auf die Demokraten , mit 48 000 auf
die Bürgerpartei und mit 46 500 und 31 000 wiederum auf
die Sozialdemokraten . Mit andern Ävorten heißt das : die
Sozialdemokraten erhalten in dem betreffenden Wahlkreise 3,
die Demokraten und die Bürgerpartei je 1 Vertreter.

Wie geht nun die Kandidatenaufstellung vor sich? Diese
erfolgt durch Listen. Dazu reicht jede der Parteien , die sich

! um Mandat « bewerben , vor der Wahl bis zu eineiir be-
! stimmten Termin eine Liste von Namen ein, die in einer
j erkennbaren Reihenfolge angeordnet sein müsse», und die
Wähler stimmen nicht für einzelne Namen , sondern fiir die
ganze Liste. Wenn also in unserm Beispiel die Sozialdemo¬
kraten vorgeschlagen hatten : Haas«, Cohn, Herzfeld, Lands¬
berg, Rosenfeld, die Demokraten : Fischbeck, Preutz , Simons,
Friedberg , Hermann , die Bürgerpartei : v. Westarp , v. Ol¬
denburg , Schulze, Müller und Lehmann , so wären als ge¬
wählt zu betrachten : Haase, Fischbeck, v. Westarp , Cohn und
Herzfeld.

Es gibt nun für die Parteien ein Mittel , ihre taktischen
Aussichten bei der Verhältniswahl zu bessern und das liegt
in der Verbindung der Listen. Zwei oder mehr Parteien
können bei der Einreichung der Listen erklären , daß sie ihre
Listen als verbunden betrachtet wissen wollen . Dann wird
nicht die von den einzelnen Listen, sondern die von den ver¬
bundenen Listen erzielte Stimmsnzahl geteilt . Greifen wir
einmal auf unser früherer Beispiel zurück. Hätten die Bür¬
gerlichen, also Demokraten und Bürgerpartei , ihre Listen
verbunden , so wären im Wahlkampf « erzielt worden von
den Sozialdemokraten 63 000, von den verbundenen Demo¬
kraten und Bürgerparteilern 108000 Stimmen . Danach er¬
gibt sich folgender Bild:

i Verbund . Bürgerl . Sozialdemokraten
Stimmen : 108 000 93 000
dividiert durch2 54 000 48 500
dividiert durch3 36 000 31 000

Die vereinigten Bürgerlichen haben also nunmehr Anspruch
auf 3 Mandate , die Sozialdemokraten nur noch auf 2. Durch
die Verbindung ihrer Listen ist demnach den Bürgerlichen
ein wesentlicher Vorteil zugefallen . Die Unterverteiküng er¬
folgt nach demselben System wie die erste allgemeine Zu¬
weisung, also:

'S»"

, MMrpMÄ. AelllokeAk PMK'
Stimme »: ' ^ 48 006 60 0»«
dividiert durch2 24 00» 30 OS»
-ividiert durchs 16 00» 2000«

Drei Mandate sind auf Bürgerpartei und Demokrat . PartH
zusammen zu »erteilen : davon erhalte « demnach die Demo«,
traten mit 60 000 Stimmen , di« Bürgerpartei mit 1800»
und die Demokraten wieder mit 30000 Stimmen 1 Mandats
also Demokraten insgesamt 2, die Bürgerpartei 1 Maiwat.

Di« Verhältnis - und Listenwahl hat sowohl Vorteile rv!«
Nachteile . Ihr entschiedener und ansgeMochener Dortei»
i-at darin , das, Minderheiten nicht von vornherein zur Aus»

slchtslostgkeit bei Bewerbungen um Mandate verurteilt siZK.
Jetzt gibt es also für die Lauen und Gleichgültigen nichH

'mehr die bekannte Entschuldigung : „Ts nützt ja doch nichts.^
Keine Stimme ist durch den Wohnsitz ihre« Trägers «»«?
vornherein zur Einflusilosigkeit verurteilt . Da« ist ein gra¬
uer Vorteil . Das müssen wir mit aller Macht ausnutze« .

Darum auf zu rüstiger , von Zuversicht und Hoffnung»
sreudigkeit geschwellter Wahlarbeit . Deutsche Frauen unk
Männer , helft mit dem Wahlzettrl in der Hand an derk
Tagen des 12. und 10. Jauuar mit . damit wir wieder nach
innen und aussen geordnei« und sichere Zustände zu schaffen
vermögen . Stf.

:: Liebeuzell, 3. Jan. Am 26. Dezember 1918 fand
die zweite Generalversammlung de« hiesigen Ziegenzucht¬
vereins statt. Leider mußte auf den von einem auswär¬
tigen Referenten in Aussicht gestellten Bortrag wegen
den schwierigen Berkehrsverhättniffeuverzichtet werden.
Vorstand Hainberger eröffnet« die Betsammlung und be¬
grüßte insbesondere die vom Felde zurückgekehrten Krie¬
ger. Hierauf wurde der Kassenbericht erstattet und ge¬
nehmigt. Bei der mm folgenden Neuwahl wurde der
seitherige Vorstand einstimmig miedergewählt: außerdem
wurden in den Ausschuß gewählt die Herren: E. Staab,
K. Bauer, K, Lutz. 2 . Geigle undH. Schwarzmaier.
Die anschließende Preisverteilung von der im Sommer
stattgefundenen Schau ergab keinerlei Beanstandung. Auf
Antrag aus der Mitte der Versammlung wurde beschlos¬
sen, den Mitgliedsbeitrag auf 2 Mk. zu erhöhen. Nach¬
dem dem Vorstand für die besonders im letzten Jahre
gehabten Bemühungen für die erfolgreiche Herbeischaffung
von Futtermitteln der Dank ausgesprochen war, wurde
die Versammlung geschloffen.

(STB .) Ellwang ««, i . Jan . Im Jahre 1918 konnie das
hiesige Dlait , die „Jpf - und Iagstzcitnng ", die Feier ihres
bnndertjährigen Geburtssestes begehen. Chefredakteur Reiß
hat daher nach Beendigung des Krieges auf tn .. letzten Tag
des Jahres eine JuLelnummer herausgegeben , die außer der
Geschichte des Blattes in den letzten hundert Jahre » noch
eine Uebersicht über sämtlich« Zeitungserscheinungen in der
guten Stadt Eklwangen seit dem Ende des 18. Jahrhunderts
bringt.

Druck und Verlag der A. Oelschläzerschen Buchdruckeret. Calw.
Für die Schristl. verantwort!. Otto Sektmann,  Calw.

Reklamete« .

Lesitr von
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Vezirks-3ugeniMtzr LM.
Nach einer Mitteilung des Arbeitsausschusses der Württ . Iugend¬

wehr ist aus Grund eines Beschlusses der prov Regierung vom so . Nov.
v. Z. die

MM. Zugendnre-rsnsgeW
worden . Die p ^ o. Regierung ist bei ihrem Beschluß von der Erwä¬
gung ausgegangcn . daß die Sugendwehren im Zusammenhang mit der
bevorstehenden Aenderung der Wehrordnung auf eine völlig neue Grund-
läge gestellt werden . Die Iungmannen , die an den Hebungen regel¬
mäßig teilgenommen haben , erhalten über ihre Teilnahme eine Be¬
scheinigung . < ^ -

Die im Oktober v . 3 . an die Iugendwehrleitungen hmausge-

gebenen Formulare für Neuaufnahme des der Heeresverwaltung ge-
hörenden Inventars wollen mngehend ausgefüllt an den Unterzeichneten
eingesandt werden.

Der Arbeitsausschuß und mit ihm der Bezirksvorsttzende nehmen
herzlich Abschied von den Sugendwehren und den bisherigen Mit-
arbeitern an derselben und sprechen diesen Herren für ihre erfolgreiche,
mühevolle und opferwillige Tätigkeit und allen denjenigen Herren , die
sich sonst um die Iugendwehrsache verdient gemacht haben , ihren
wärmsten Dank aus.

Calw , 7. Januar 1919.
Der stellt ». Vorsitzende : Gewerbelehrer Al ding er.

Iugendwehr Calw.
Die Leitung gibt hiemit die

AiW»zder Lalmr ZlWdmhr
bekannt.

Da die der Iugendwehr im Lauf der Jahre von der Heeres-
Verwaltung leihweise überlassenen Ausrüstuugsgegenstände wie Karten.
Winkerflaggen . Spaten , Beilpicken . Zeltbahnen , Leibriemen , Brotbeutel
etc. wieder zurückgegeben werden müssen , so ergeht an alle , die sich
noch im Besitze eines der Iugendwehr geliehenen Heeresguts befinden,
die Aufforderung , dieses unverzüglich bei der Leitung abzugeben.

Die Leitung nimmt herzlich Abschied von den Iungmannen und
ihren Führern und wünsch », daß unter den gewesenen Iungmannen die
Liebe zu unserem schwer geprüften Vaterlands auch fernerhin den Geist
edler Kameradschaft und Rücksicht nehmender Selbstzucht zum Wohl«
eines gedeihlichen Gesellschastslebens sich betätigen läßt.

Herzlicher Dank sei den Führern für ihre selbstlose , aufopfernde
Mitarbeit hiemit ausgesprochen , herzlicher Dank auch der Stadtgemeinde,
den Freunden und Gönnern für die erwiesenen Aufmerksamkeiten und
Unterstützungen.

Calw , 7. Januar 1919.
Der stello . Leiter : Gewerbelehrer Aldinger.

Pferde¬
versteigerung

in LuSwigsburg »ReithlurrM,
mm 8. bis u. 3mmr M8.

1. Ersatz-Pferde-Depot.
Windhof Calw.

Fahrnis -Bersteigerung.
Aus dem Nachlaß der verstorbenen Schnürle ' schen Eheleute

verkaufe ich am Donnerstag , den S. Januar , uachmittags vo«
' -,12 Uhr gegen Barzahlung:

Bücher , verschiedene Herrenhüte , 1 vollständiges

Jüngeres , fleißiges

Mädchen
wird für kleinen Haushalt sofor
gesucht . Angebote unter K . K . 160
an die Geschäftsstelle des Blattes.

Ordentliches , fleißiges

Mädchen.
nicht unter l ? Jahre » für Haus
und Landwirtschaft bei guter Be¬
handlung auf 1. Februar gesucht.
Näheres in der Geschästsst . ds . Bl.

Suche auf 15 . Januar oder 1.
Februar ein ehrliches , fleißiges

Mädchen
nicht unter 18 Jahren sür Haus u.
Landwirtschaft.

Breitling , z. „Hirsch-
Neubulach.

Fleißiges , ehrliches

IienstnWen
mit gute » Zeugnissen sür sofort od.
15 . Januar bei hohem Lohn zu
kleiner Familie gesucht.

Frau I . Goldbaum , Pforz¬
heim Obere Rodstratze 2.

Suche zu sofortigem Eintritt einen
tüchtigen

Pferdeknecht
für Landwirtschaft zu 2 Pferden,
seiner ein jüngeres

Mädchen
zur Beihilfe der Frau.

Persönliche Borstellung erwünscht

Robert Beyerle » z „König"
Weilderstadt.

sinck in unserem Visite
stets von Lrtolx, äs äer
grösste IUI <ler äul-
Isxe suk äem l.aaäe
Verbreitung kinäet. - - -

Haus Knecht
gesucht.

Suche einen jüngeren Burschen,
der mit Pferden umgehen kann.

Schöning z. Hirsch.

Ei » '

MUMM MgerWtei.
Srissrypk Calw.

Am Dienstag , den 7 . Januar , abends 7 Uhr , findet
im „Badischen Hof " die

MMW -VechmlW
unserer Ortsgruppe

statt , zu der wir alle Mitglieder und solche, die es werden »vollen,
sreundlichst einladen.

Ali bürg.
Wir beehren uns Verwandte , Freunde und Bekannte

zu unserer am Donnerstag , den S. Januar 1919 , statt-
findendcil

Hochzeits-Feier
in das Gasthaus zum „ Hirsch - tu Altburg sreundlichst
einzuladen.

Jakob Kugele , Schreiner in Hirsau,
Sohn de» Jakob Kugele . Bauer in Allburg,

Kathrine Kugele , geb. Hack.
Tochter des Johann Georg Hack . Waldschütz in Allburg.

Kirchgang um ' /,12 Uhr in Altburg.

»«'!

§

Wir suchen zu Laufen:
U » ^ ^ « . »

Ms
V I ^ V I

Angebote franko Fabrikhos erbeten.

Beteiligte JeLeWMen CM A.-G.

Tüchtige Platzarbeiter
können sofort eintreten im

Sägewerk Hirsau.

Fleißige, streksme Zungen
als Lehrlinge  für meine Schlosserei,

Dreherei und Flaschnerei gesucht.
Stuft WM, Södd. Metallindustrie, WerreichenW.

Guterhaltene

II
kaufen gesucht. Näheres durch
- ' Badst . 35t.

zu kaufen gesucht.
F. Meisenhelder, _

LE - LiusttM-

Hausverkaus.
..  Neueres

L Wvhnhaus
in freier sommerlich . La »- enthaltend
3 Wohnungen nebst „ uem Zubehör

V
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